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Sehr geehrter Herr Emmerich,

der Äusschuss füt Gesundheit, Pflege und Prävention hat Ihre Petition in der
öffentlichen Sitzung vom28.77.2023,at der Sie persönlich und in Begleitung
teilgenommen haben, beraten und beschlossen,

die Petition der Staatsregierung,rals Matedal" zu überweisen (§ 80 Nr. 3
det Geschäftsordnung füt den Bayedschen Landtag).

Dieser Beschluss bedeutet, dass Ihre Petition bei einer Anderung einschlägiger
Votschriften als Atbeitsgtundlage mitherangezogen wetden soll. §7ir haben
hterzt die Untedagen dem Bayerischen Staatsministerium fifu Gesundheit, Pfle-
ge und Ptävention übersandt.

Außerdem hat der Äusschuss beschlossen, u.a. Ihre Petition an den Deutschen
Bundestag weiterzuleiten.

Die Stellungnahme, die die Grundlage fiir das Beratungsergebnis darstellte, und
den Auszug aus dem Sizungsprotokoll haben wir zu Ihrer näheren Information
beigelegt. Letzteres wurde erst kärzlich vorgelegt, so dass Ihnen das Ergebnis
der Petitionsbehandlung nicht eher mitgeteilt werden konnte.

Mit freundlichen Grüßen
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Klaus Emmerich in 95502 Himmelkron {GP.1112.'18)
- Einwände gegen die geplante Krankenhausreform und ihre Auswirkungen auf
die medizinische Versorgung in Bayern
- 4.485 Unterschriften -

G 24c-K90 OO -2022129-265 -Gesu nd heit-

Vorsitz:

Berichterstattung.

Mitberichterstattung

Bernhard Seidenath (CSU)

Thorsten Freudenberger (CSU)

Ruth Waldmann (SPD)

,.:',,::i"!. {il*rsten Sreud*nherger iil§Ui stellt das Anliegen des Petenten ausführlich vor

und beantragt, die Erngabe der Staatsregierung als Material zu uberwetsen, dem Pe-

tenten die Stellungnahme der Staatsregierung sowie einen Protokollauszug zu

übersenden und die Eingabe an den Deutschen Bundestag weiterzuleiten. Die Eingabe

werde vreitausendfach unterstützt. - Auch die Staatsregrerung sehe den Reformpro-

zess im Bund kritisch; Bayern habe den Eckpunkten der Reform im Juli 2023 nicht

zugestimmt, vor allem, weil die Planungskompetenz der Länder zu stark beschnitten

werden könnte und insbesondere kleinere Klinikstandorte massiv bedroht wären - mit

massiven Auswirkungen für die Bevölkerung vor allem im ländlichen Raum.

Die Stellungnahme der Staatsregierung venveise darauf, dass die investiven Förderun-

gen für die Kliniken in Höhe von derzeit rund 643 Millionen Euro im Jahr ohnehin auf

kunftig eine Milliarde Euro angehoben würden, Diese Forderung des Petenten werde

also erfüllt. Zusäizlich existrere ein Sonderförderprogramm insbesondere für kleinere

Krankenhäuser im ländiichen Raum mit einer Fördersumme von 100 Millionen Euro.

Die systematische Unterfinanzierung und die finanzielle Schieflage bei vielen Kranken-

hausträgern sei durch bundesrechtlich geregelte Rahmenbedingungen und steigende

Energiepreise bedingt.

Die Eingabe solle der Staatsregierung als Material überwiesen werden, weil die Auswir-

kungen der Reform auf Bayern trotz Bundeszuständigkeit enorm wären und Bayern im

Rahmen seiner Planungskompetenz ein Mitspracherecht und konkrete Ausgestaltungs-

möglichkeiten habe.
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Abg. Ruth Waldmann {SPD) spricht sich ebenfalls dafür aus, die Eingabe auf Grund-
lage von § 80 Nummer 3 der Gesehäftsordnung für den Bayerischen Landtag als
Material an die Staatsregierung zu überueisen, allerdings aus anderen Gründen. - Das

Kliniksterben sei bereits ohne die kritisierte Re{ory am Laufen. Eine Reform sei aber
erforderlich, Die Schlussfolgerungen in der Eingabe seien nach Autfassung der Redne-

rln in weiten Teilen unzutreffend, teilweise werde mit faischen Behauptungen
l

argumentiert. Die Feststellung des Petenten, dass nicht alle in Bayern innerhalb von

30 Minuten mit dem Pkw ein Krankenhaus erreichen könnten, rufe gerade eben zum

Handeln auf.

lnsbesondere Bayern müsse jetzt benennen, was es bei der Krankenhausplanung wo

brauche - Krankenhausplanung sei und bleibe Ländersache. Dies sei der entscheiden-

de Punki. Die Staatsregierung müsse ihre Verantwortung fur die Krankenhausplanung

stärker ausfüllen und die Bedürfnisse klar benennen inklusive einer wirklichen Versor-
gungsplanung. Die Vorstellungen gingen da auseinander.

Der Koalitionsvertrag in Bayern enthalte die Krankenhausmilliarde, die für irgendwann

während der Legislaturperiode zur Einführung vorgesehen sei. Auf den nächsten Haus-

halt kÖnne man also gespannt sein. Sie, Frau Waldmann, habe die Forderung nach

einer Krankenhausmilliarde in jeder Haushaltsberatung der letzten Jahre eingebracht.

'nas aber bei der Koalition bisher auf Ablehnung gestoßen sei. Auch das genannte

Sor:derfÖrderprogramm für kleinere Häuser sei nur bei der Geburtshilfe tatsachlich an-

geKommen. Den angekundigten Krankenhausschutzschrrm habe es so nrcht gegeben

Zu erinnern set außerdem, dass die Reform eine gemeinsame Bund-Länder-Angele-

genheit sei. bei der sich Bayern konstruktiv einbringen müsse. Ein Schreiben wre vom

Berichterstatter vorgeschlagen ser dagegen nicht erforderlich. Die Bayerische Staatsre-

gierung habe ihren Standpunkt gegenuber dem Bund bereits sehr deutlich zum

Ausdruck gebracht und sei wöchentlich an den Arbeitskreisen auf ministerialer Ebene

beteiligt,

Abg. Martin Mittag {tSUi bekräfiigt die Auffassung, wonach die Eingaben zu diesem

Thema sehr wohl Folgen der Verlautbarungen vonseiten des Bundes seien. Die ldeen

aus dem "Lauterbach-Papier" seien bisher nicht berichtigt. Dies führe zu entsprechen-
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den Venverfungen. Jede einschlägige Eingabe müsse daher an den Bundestag

werterqeiertet werden, damit dort die Auswirkungen klar würden.

.,., --:.i 3ii3*r'!ri äs:ders rl-ltIiE WÄhr-äi{} unterstützt das Votum des Berichterstatters.

Sclche Eingaben müssten in der Tat sämtlich an den Bundestag weitergegeben wer-

cen Aktuell befänden sich ungefähr 50 bayerische Kliniken in einem

insolvenzverfahren oder seien davon bedroht. Dies zeige. wohin eine kalte Strukturbe-

fetnigung bereits durch das Hinauszögern der klaren Fakten der Krankenhausreform

fuhre. Dres belaste sowohl Landkreise als auch private Träger, die nicht wüssten, in

welche Richtung zu gehen sei. Der Bund müsse schnellstens für Klarheit sorgen. Es

musse erne stnnvoile Gesundhertsversorgung unter Einschluss auch kleinerer Kranken-

nzilcar 
^anan

.:,:r #=*ftreas Krah§ {GreUfdtr} bringt für beide Standpunkte Verständnis auf. Die zu-

standtgen Stellen müssten über die Sorgen auf Bürgerseite Bescheid wissen. Es sei

iecoch unerheblich, ob das angeregte Schreiben verfasst werde. Da letztlich der Bun-

destag zuständig sei, solle die Eingabe an den Deutschen Bundestag überwiesen

werden.

1"r*s-slreender Bernhard §eid**ath lü§U1 fasst zusammen, dass die Eingabe an den

Bundestag weitergegeben werden solle unter Einschluss des konkreten Beispiels in

Eingabe GP.1104 18

Beschluss:

Die Eingabe wird der Sfaafsregierung als Material übervviesen

Dem Petenten sind die Stellungnahme der Staafsregierung und ein Protokoll-

auszug zu übersenden.

(einstimmig)
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Die Eingabe wird gemeinsam mit Eingabe GP.1lA418 an den Deutschen Bun-

desfag we ite rgeleitet.

(mit den Stimmen der CS|J, der FRETEN WAHLER, der AfD und der GRUTVEIV

gegen die Stimmen der SPD)
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Petrtron oes Herrn Klaus Emmerich in 95502 Himmelkron vom 11.08.2023
oetreffeno geplante Krankenhausreform und ihre Auswirkungen auf die me-
dizinische Versorgung in Bayern

Sehr geehrte Frau Präsidentin,

zu der oben bezeichneten Eingabe nehme ich aus der Sicht des Staatsmi-

nisteriums für Gesundheit und Pflege (SIMGP) wie folgt Stellung:

Die Petition fordert von der Staatsregierung, sich im lnteresse einer flä-

chendeckenden stationären Versorgung nachhaltig gegen die anstehende

Krankenhausreform des Bundes und gleichzeitig für erne bessere finanzi-

eile Ausstattung der Krankenhäuser sowohl im Bereich der Betriebskosten

als auch im Bereich der lnvestitionskosten einzusetzen.

Das STMGP begleitet den Reformprozess im Bund von Anfang an mit hoher

lntensität, kritisch und konstruktiv. Wegen vom Bund nur mangelhaft vorge-

sehener Steuerungsmöglichkeiten für die Länder insbesondere im Bereich



von Ausnahmeregelungen und der Zulassung von Kooperationen, wegen

fehlender valider Folgenabschätzungen, aber auch wegen fehlender, je-

doch akut notwendiger finanzieller Ausgleiche für Kostensteigerungen und

Fallzahlrückgänge sind die Planungen des Bundes in der gegenwärtig be-

kannten Fassung nach wie vor ungenügend. Deshalb hat der Freistaat zu-

letzt auch dem als Ergebnis der intensiven Bund-Länder-Beratungen vorge-

iegten Eckpunkiepapier des Bundes vom 10. Juli 2023 nicht zugestimmt.

Es gilt zu verhindern, dass die gewachsene, leistungsfähige und krisenfeste

Krankenhausstruktur nicht nur in Bayern, sondern bundesweit durch zentra-

listische Vorgaben und nahezu planwirtschaftliche Maßnahmen, unter de-

ren Geltung eine situationsangepasste Krankenhausplanung nicht mehr ge-

währleistet werden könnte, zerstört wird. lm Besonderen besteht die Ge-

fahr, dass unter den neuen strukturvorgaben die stationäre versorgung ge-

rade in ländlichen Regionen teilweise nicht mehr aufrechterhalten werden

kann.

Die Staatsregierung tritt seit Beginn der Reformüberlegungen in möglichst

breitem Schulterschluss auch mit anderen Ländern mit allem Nachdruck für

den Erhalt der Planungskompetenz in Länderhand und gegen zentralisti-

sche Vorgaben auf Bundesebene ein, Es muss auch weiterhin über eine

engmaschtge N4itwirkung der Länder am weiteren Entscheidungsverfahren

srchergesteilt werden. dass die Versorgung in der Fläche auf hohem Nt-

veau kuriftrg erhaiten bleibt. Dafür sind rnsbesonCere Gestaitungsspiel-

raume für die Länder erforderlich.

Dre Finanzierung der Krankenhäuser teilen sich seit dem Krankenhaus-

finanzterungsgesetz von 1972 die Bundesländer und die gesetziichen Kran-

Kenkassen tm Rahmen der sogenannten dualen Finanzrerung. lnvestitions-

kosten, wre Bauten oder Gerätschaften. werden durch die Bundesländer

finanziert, während hingegen alle Kosten, die für die Behandlung von Pati-

entinnen und Patrenten entstehen (Betriebskosten), von den Krankenkas-

sen zu iragen sind.

- z-
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Bayern leistet seinen Beitrag zur Frnanzierung der Krankenhäuser und un-

terstützt seit Einfuhrung der dualen Krankenhausfinanzierung die Einrich-

tungen im Frerstaat mit erheblichen Mitteln. ln den vergangenen zehn Jah-

ren wurden insgesamt über fünf Milliarden Euro für investive Maßnahmen

an Krankenhäusern bereit gestellt. Der aktuelle Etatansatz soll von rund

643 lt"lillionen Euro lahriich auf künftig eine Miliiarde Euro jährlich angeho-

Den ',yercen Darüber hinaus wurde ein Sonderförderprogramm für kleinere

Kran«enhauser in''t ländlichen Raum mit einer Fördersumme von insgesamt

i 0O lr4;llionen Euro aufgelegt. Drese Summen zeigen. dass der Frerstaat ern

verlässlrcher Partner fur die bayerischen Krankenhäuser war. ist und bleibt.

Bundesrechtlrch geregelte Rahmenbedingungen (2. B. DRG-System. Quali-

ials- un.o Personalvorgaben) sovle steigende Energiepreise haben jedoch

Zu eii-l€r svstematischen Unterfrnanzierung der stationaren Versorgung und

zlr a<tuelten ftnanziellen Schieflage bei vielen Krankenhausträgern gefuhrt.

Bayern forcert daher seit Monaten mit Nachdruck.vom Bundesgesetzgeber,

fur erne auskömmliche Finanzierung der Krankenhäuser zu sorgen und be-

sonders derzeitige drastische Kostensteigerungen zeitnah und vol lumfän g-

lich zu refinanzieren.

lch setze auch künftig alles daran, dass bedarfsnotwendige Versorgungs-

stru ktu ren nach I n krafttrete n der Kran ke nhausvergütu ngsreform erhalten

bleiben und sich die Bevölkerung Bayerns auf eine nach wie vor hervorra-

gende Krankenhausversorgung verlassen kann.

Mit freundlichen Grüßen

Klaus Holetschek MdL
Staatsminister


